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1. Aufstockung eines Investitionsabzugsbetrags in einem Folgejahr 
 
Steuerpflichtige können für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren 
beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens unter weiteren Voraussetzungen bis zu 
40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnmindernd 
abziehen (sog. Investitionsabzugsbetrag). 
 
In der steuerlichen Praxis war umstritten, ob ein Investitionsabzugsbetrag, der bereits in 
einem Vorjahr abgezogen worden war, ohne dabei die relative Höchstgrenze von 40 % der 
voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu erreichen, in einem Folgejahr 
des Dreijahreszeitraums bis zum Erreichen der genannten Höchstgrenzen aufgestockt 
werden darf. 
 
Diese Frage hat der BFH nunmehr positiv entschieden. Zwar lassen sich nach seiner 
Auffassung weder im Gesetzeswortlaut noch aus der Systematik des Gesetzes eindeutige 
Anhaltspunkte für die eine oder die andere Auffassung finden. Sowohl die historische 
Entwicklung des Gesetzes als auch der Gesetzeszweck sprechen aber für die Zulässigkeit 
späterer Aufstockungen eines für dasselbe Wirtschaftsgut bereits gebildeten 
Investitionsabzugsbetrags.  
 
 
2. Schätzung der Besteuerungsgrundlagen bei fehlenden Buchführungsunterlagen 
 
Kann die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen des Steuerpflichtigen nicht ermitteln 
oder berechnen, darf sie sie schätzen. Das wird sie insbesondere dann tun, wenn der 
Steuerpflichtige über seine Angaben keine ausreichenden Aufklärungen zu geben vermag. 
Das Gleiche gilt, wenn der Steuerpflichtige Bücher oder Aufzeichnungen, die er nach den 
Steuergesetzen zu führen hat, nicht vorlegen kann oder wenn die Buchführung oder die 
Aufzeichnungen der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden. Auf ein Verschulden kommt 
es nicht an.  
 
Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt kann die Unschärfe, die jeder 
Schätzung anhaftet, im Allgemeinen vernachlässigt werden. Soweit sie sich zuungunsten 
des Steuerpflichtigen auswirkt, muss er sie hinnehmen, wenn er den Anlass für die 
Schätzung gegeben hat.  
 
Zur Schätzung werden die sog. amtlichen Richtsatzsammlungen der Finanzverwaltung 
verwendet. Diese sind zwar keine Rechtsnormen, sondern Anhaltspunkte, um Umsatz und 
Gewinn der Gewerbetreibenden zu verproben und bei Fehlen einer Buchführung zu 
schätzen. Andererseits ist mangels besserer Anhaltspunkte von den auf Erfahrungssätzen 
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der einzelnen Branchen beruhenden Richtsätzen auszugehen, wenn auf Aufzeichnungen 
des Steuerpflichtigen nicht zurückgegriffen werden kann. Von den Richtsätzen kann oder 
muss jedoch wegen besonderer Verhältnisse des jeweiligen Betriebes abgewichen werden, 
wenn diese beweiskräftig aufgezeigt werden. 
 
 
3. BFH: Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte(n) bei Selbstständigen 
 
Regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem 
Sitz seines einzigen Auftraggebers stellen „Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte“ 
dar und können entsprechend nur mit der „Entfernungspauschale“ angesetzt werden; auf die 
Höhe der tatsächlichen Fahrtkosten kommt es hingegen nicht an. 
Betrieblich genutzte Räume, die sich in der im Übrigen selbst genutzten Wohnung des 
Steuerpflichtigen befinden, können wegen ihrer engen Einbindung in den privaten 
Lebensbereich nicht als Betriebsstätte angesehen werden. 
 
Fahrtkosten eines Selbstständigen zu ständig wechselnden Betriebsstätten, denen keine 
besondere zentrale Bedeutung zukommt, sind mit den tatsächlichen Kosten und nicht nur mit 
der Entfernungspauschale abzugsfähig. Denn es liegt nicht nur eine Betriebsstätte vor, 
sondern ständig wechselnde Tätigkeitsorte und damit mehrere Betriebsstätten. 
 
 

 

 

 

Auch nach der Änderung des Reisekostenrechts zum 01.01.2014 sind die 
Fahrtkosten zu ständig wechselnden Tätigkeitsorten grundsätzlich unbeschränkt als 
Betriebsausgaben abziehbar. Aufwendungen für die Wege zwischen Wohnung und 
Betriebsstätte sind jedoch keine Reisekosten. Ihr Abzug richtet sich nach den 
Regelungen zur Entfernungspauschale. 
 

 
 
4. Selbstständige Tätigkeit: Umqualifizierung in gewerbliche Einkünfte vermeiden! 
 
Der BFH stellte in mehreren Urteilen klar, dass die Einkünfte einer Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts (GbR), die hauptsächlich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit erzielt und daneben in 
geringem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, dann nicht insgesamt zu gewerblichen 
Einkünften umqualifiziert werden (sog. Abfärbewirkung), wenn die gewerblichen Umsätze 
eine Bagatellgrenze nicht übersteigt. 
 
In einem Fall waren die Gesellschafter der GbR als Rechtsanwälte und Insolvenzverwalter 
tätig. In einigen Fällen wurde in den Streitjahren jedoch keiner der Gesellschafter, sondern 
ein angestellter Rechtsanwalt zum (vorläufigen) Insolvenzverwalter oder Treuhänder bestellt.  
Der BFH sah die Rechtsanwalts-GbR als gewerblich tätig an, soweit sie einem angestellten 
Rechtsanwalt die eigenverantwortliche Durchführung von Insolvenzverfahren überträgt. Ihre 
Einkünfte werden dadurch jedoch nicht insgesamt zu solchen aus Gewerbebetrieb 
umqualifiziert, wenn die Nettoumsatzerlöse aus dieser auf den Angestellten übertragenen 
Tätigkeit 3 % der Gesamtnettoumsatzerlöse der Gesellschaft und den Betrag von 24.500 € 
im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. 
 
In einem weiteren Verfahren verneint der BFH auch die Umqualifizierung der künstlerischen 
Tätigkeit einer GbR in gewerbliche Einkünfte, weil die gewerblichen Umsätze diese Grenzen 
nicht überschritten. 
 
Anders sah es der BFH in einem Verfahren, in dem eine freiberuflich tätige Werbeagentur 
die o. g. Grenze mit den erzielten gewerblichen Umsätzen überschritten hatte. Hier wurden 
nunmehr auch die freiberuflichen Einkünfte in gewerbliche umqualifiziert und folglich 
gewerbesteuerpflichtig. 



 

 

 
Nach diesen Grundsatzentscheidungen führt eine gewerbliche Tätigkeit dann nicht zu einer 
Umqualifizierung der freiberuflichen in gewerbliche – und damit gewerbesteuerpflichtige – 
Einkünfte, wenn es sich um eine gewerbliche Tätigkeit von äußerst geringem Umfang 
handelt. Dies ist nach Auffassung des BFH dann der Fall, wenn sie 3 % der 
Gesamtnettoumsätze der GbR und den Betrag von 24.500 € nicht übersteigen.  
 

 

 

 

Bitte beachten Sie, dass diese Grenze in der Praxis übers Jahr häufig schwer 
einzuschätzen und u. U. schnell überschritten ist. Lassen Sie sich hier beraten und 
Alternativen aufzeigen! 
 

 
 
5. Betreuung eines Haustieres: als haushaltsnahe Dienstleistung steuerbegünstigt? 
 
Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 04.02.2015 Tierbetreuungskosten als 
Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen anerkannt und damit der Auffassung der 
Finanzverwaltung widersprochen. 
 
In dem entschiedenen Fall ließen Steuerpflichtige ihr Haustier (eine Katze) während ihrer 
Abwesenheit von einer Tier- und Wohnungsbetreuerin beaufsichtigen. Dafür bezahlten sie 
insgesamt 302,90 €. Die Rechnungen wurden per Überweisung beglichen. Mit der 
Einkommensteuererklärung beantragten sie eine Steuerermäßigung für die 
Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen. 
 
Entgegen der Ansicht der Finanzverwaltung kam das FG zu dem Entschluss, dass die 
Versorgung von Haustieren einen engen Bezug zur Hauswirtschaft des Halters hat und 
deshalb von der Steuerbegünstigung für haushaltsnahe Dienstleistungen erfasst wird. 
 
Nach dieser Vorschrift ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 % 
(höchstens 4.000 €) der Aufwendungen für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen 
Dienstleistungen, die im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht werden. 
 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung hat das FG die Revision zum BFH zugelassen. 
Insofern ist diese Entscheidung noch nicht rechtskräftig. 
 
 
6. TERMINSACHE: Zuordnung eines gemischt genutzten Gegenstandes/Gebäudes 
 
Ein Unternehmer kann die Umsatzsteuer für Lieferungen und sonstige Leistungen, die von 
einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer 
abziehen. Für das Unternehmen wird eine Leistung bezogen, wenn sie zur Verwendung für 
Zwecke einer nachhaltigen und gegen Entgelt ausgeübten Tätigkeit verwendet wird. 
 
Ist ein Gegenstand - also z. B. auch ein hergestelltes Einfamilienhaus - sowohl für den unter-
nehmerischen Bereich als auch für den nicht unternehmerischen privaten Bereich des 
Unternehmers vorgesehen (gemischte Nutzung), muss der Unternehmer den Gegenstand 
seinem Unternehmen zuordnen. 
 
Die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen erfordert eine durch Beweisanzeichen 
gestützte Zuordnungsentscheidung, die zeitnah zu dokumentieren ist. Dabei ist die 
Geltendmachung des Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges Indiz für, die 
Unterlassung eines möglichen Vorsteuerabzugs ein ebenso gewichtiges Indiz gegen, die 
Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen. Gibt es keine Beweisanzeichen für eine 
Zuordnung zum Unternehmen, kann diese nicht unterstellt werden! 
 



 

 

Der BFH hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuordnungsentscheidung 
spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung 
für das Jahr, in das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann. 
 

Der letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist der 31. Mai des Folgejahres! 
 

 

 

 

Bitte beachten Sie! Erfolgt dies nicht, gilt das Gebäude insgesamt als nicht 
zugeordnet, sodass alle Leistungsbezüge bis zu einer evtl. Änderung der Zuordnung 
für den nicht unternehmerischen Bereich bezogen gelten und den 
Vorsteueranspruch ausschließen. Eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges aus 
diesen Leistungsbezügen ist ebenfalls ausgeschlossen. 
 

 
Um die Gefahr des Verlustes des Vorsteuerabzugs zu vermeiden, sollte der Unternehmer 
spätestens bis zum 31. Mai des Folgejahres zwingend durch eine gegenüber dem Finanzamt 
abgegebene schriftliche Erklärung dokumentieren, dass er das Gebäude seinem 
Betriebsvermögen (in der Regel zu 100 %) zuordnen will. 
 
Bitte lassen Sie sich im Bedarfsfalle beraten! 
 
 
 
 
Beste Grüße aus Ihrem Steuerbüro 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_____________________________________________________________________________________________________ 
 

Aus rechtlichen Gründen erlauben wir uns den ausdrücklichen Hinweis, dass dieses Schreiben zwar nach bestem Wissen und 
mit größter Sorgfalt zusammengestellt wurde, auf Grund der Komplexität und des ständigen Wandels der Rechtsmaterie jedoch 

jegliche Haftung und Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit ausgeschlossen werden muss. 
Zu den angesprochenen Themen erhalten Sie im Bedarfsfall gerne ausführlichere Informationen. Verbindliche Auskünfte 

werden jedoch ausschließlich schriftlich erteilt. 


